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Teil 1 

Einleitung 

 I. Problemstellung 
 
Die Gesetze zur Unternehmensmitbestimmung schreiben vor, dass in gro-
ßen deutschen Unternehmen ein Drittel bzw. die Hälfte der Sitze im Auf-
sichtsrat mit Arbeitnehmervertretern besetzt werden muss. Die betriebliche 
Ebene vollziehe lediglich unternehmerische Entscheidungen, die zuvor 
vom Unternehmer getroffen wurden. Die Partizipation der Arbeitnehmer 
an der Wirtschaft verlange aber eine Kooperation in allen wirtschaftlichen 
Fragen. Die Mitbestimmungsgesetze wollen die betriebliche Mitbestim-
mung daher um eine Mitbestimmung bei unternehmerischen Entscheidun-
gen ergänzen. Ohne sie seien die Interessen der Arbeitnehmer im Unter-
nehmen nicht hinreichend repräsentiert. Die Unternehmensmitbestimmung 
und ihre soziopolitischen Motive werden seit langem kontrovers diskutiert. 
In den letzten Jahren standen sie allerdings nicht mehr im Fokus der wirt-
schafts- und rechtswissenschaftlichen Debatten. Die Praxis scheint sich 
vielfach mit der Unternehmensmitbestimmung arrangiert zu haben. Zu-
gleich stehen immer mehr Möglichkeiten, die Anwendung der Mitbestim-
mungsgesetze zu vermeiden, zur Verfügung.  

Corporate Governance, verstanden als gute Unternehmensführung und 
-kontrolle, hingegen ist in den letzten Jahren verstärkt in den Fokus auch 
der deutschen Rechtswissenschaft geraten. In Deutschland beschäftigte 
sich nicht zuletzt der 69. Deutsche Juristentag 2012 mit dem Thema.1 In 
Zentrum der Corporate Governance-Debatte steht das Verhältnis zwischen 
den Aktionären als den Eigentümern des Unternehmens und den Leitungs-
organen als den Inhabern der Leitungsmacht sowie die durch diese Tren-
nung entstehenden Kontrollprobleme. Wichtiger Bestandteil des deutschen 
Corporate Governance-Systems ist inzwischen der DCGK. Sein Ziel ist es, 
wesentliche gesetzliche Vorschriften der Unternehmensführung und -kon-
trolle deutscher börsennotierter Unternehmen darzustellen und die Anwen-
dung anerkannter Standards guter Unternehmensführung zu etablieren (vgl. 
Präambel, Abs. 1 DCGK). 

Ein Schwerpunkt der deutschen Corporate Governance-Debatte ist der 
Aufsichtsrat, welcher der wichtigste interne Mechanismus zur Kontrolle 

                                                      
1 Siehe hierzu Habersack, in: 69. DJT, Band I und Bachmann, AG 2012, 565.  
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der Unternehmensleitung ist.2 Seine Bedeutung ist in den letzten Jahren 
erheblich gestiegen. Die Zeiten der „Frühstücksdirektoren“ sind vorbei; die 
Anforderungen an das Gremium und seine Mitglieder sind signifikant ge-
stiegen. Zahlreiche Reformen haben nicht nur seine Kontrollfunktion er-
weitert. Zudem soll er den Vorstand nunmehr auch beraten. Immer wieder 
wird des Weiteren die Professionalisierung der Mitglieder gefordert. Nötig 
seien eine bessere fachliche Qualifikation, Unabhängigkeit und mehr En-
gagement.3 Fast die Hälfte der Empfehlungen des Kodex ist daher der Ver-
besserung der Arbeit im Aufsichtsrat gewidmet. 

Verschiedene Konflikte innerhalb des Unternehmens stehen im Mittel-
punkt von Corporate Governance und Unternehmensmitbestimmung. Die 
Unternehmensmitbestimmung soll im Interesse der Beschäftigten den Inte-
ressengegensatz zwischen Arbeit und Kapital abschwächen. Sie dient der 
Verwirklichung soziopolitischer Zielsetzungen wie der Wirtschaftsdemo-
kratie und der Integrationspolitik. Im Mittelpunkt der Corporate Gover-
nance steht dagegen der principal-agent-Konflikt zwischen den Anteils-
eignern und den Leitungsorganen der Gesellschaft. Ziel ist in erster Linie, 
effiziente Leitungsstrukturen zu schaffen, im Rahmen derer die Interessen 
der Anteilseigner bestmöglich durchgesetzt werden können.  

Die Verbindung zwischen Corporate Governance und Unternehmens-
mitbestimmung ist dennoch eng.4 Allgemein begrenzen beide Konzepte die 
Macht, welche das Management in großen Unternehmen hat.5 Im Besonde-
ren knüpfen sie beide im Aufsichtsrat an. Die Mitbestimmungsgesetze 
schreiben eine Vertretung der Arbeitnehmer in diesem Gremium vor. Zu-
gleich ist er der wichtigste Mechanismus zur Kontrolle der Unternehmens-
leitung.  

Trotzdem werden beide Konzepte meist nicht gemeinsam diskutiert. 
Während sich die Diskussion um die Unternehmensmitbestimmung nur 
vereinzelt mit den Erkenntnissen der Corporate Governance beschäftigte, 
findet die Unternehmensmitbestimmung in der Corporate Governance-De-
batte kaum Beachtung, sondern wird als unvermeidlich hingenommen. Der 
Bericht der Bertelsmann- und der Hans-Böckler-Stiftung zur Mitbestim-
mung in Deutschland z.B. stellt fest, dass eine „Notwendigkeit zur Neure-
gelung der Mitbestimmung um der Funktionsfähigkeit des Aufsichtsrats 

                                                      
2 Zu Recht wird festgestellt, dass die „Effektivität der internen Unternehmensfüh-

rungskontrolle nach deutschem Recht […] mit der Effektivität des Aufsichtsrats“ steht 
und fällt; so Pistor in: Hdb. Corporate Governance, S. 231, 233. 

3 Zum Ganzen Bachmann, AG 2011, 181, 184 ff. 
4 Vgl. nur Williamson, Yale L. J. 93 (1984), 1197, der sich unter dem Titel „Corporate 

Governance“ insbesondere der Unternehmensmitbestimmung widmet. 
5 Pistor in: Employees and Corporate Governance, S. 163, 164. 
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willen“ nicht bestehe.6 Die Unternehmensmitbestimmung stehe dem Erfolg 
eines Unternehmens nicht im Wege. Die Baums-Kommission, die sich mit 
den Defiziten des deutschen Systems der Unternehmensführung und -kon-
trolle befasste, klammerte die Unternehmensmitbestimmung aus ihren Er-
wägungen aus. Diese Entwicklung scheint sich bei der Erarbeitung des 
DCGK fortgesetzt zu haben. Wer die Vorschriften des Kodex liest, muss 
den Eindruck haben, dass auch die Kodex-Kommission sich nicht näher 
mit dem Verhältnis von Unternehmensmitbestimmung und Corporate 
Governance beschäftigt hat. Die Unternehmensmitbestimmung thematisiert 
der Kodex nur an zwei Stellen, obwohl er sich eingehend mit der Verbes-
serung der Aufsichtsratsarbeit befasst. 

 II. Methodik 
 
Wegen der oben skizzierten engen Verbindung zwischen Unternehmens-
mitbestimmung und Corporate Governance führt an einer „ernsthaften 
Überprüfung der Vor- und Nachteile paritätischer Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer für die inländische Corporate Governance […] kein Weg vor-
bei“.7 Eine Möglichkeit, sich dem Verhältnis zwischen Unternehmensmit-
bestimmung und Corporate Governance zu nähern, ist die Frage nach den 
ökonomischen Folgen der Unternehmensmitbestimmung, z.B. für den Bör-
senwert der Unternehmen. Die empirischen und theoretischen Studien, die 
sich dieser Frage widmen, werden im Folgenden jedoch nicht behandelt. 
Sie kommen zu nicht eindeutigen und teilweise widersprüchlichen Ergeb-
nissen und begegnen erheblichen methodischen Schwierigkeiten; die Fol-
gen der Unternehmensmitbestimmung sind nur schwer von anderen Fakto-
ren zu trennen.8 Die Arbeit widmet sich dem Problem daher nicht unter 
einem ökonomischen, sondern unter einem juristischen Blickwinkel. Ver-
glichen werden sollen die Regelungen der Unternehmensmitbestimmung 
mit den Vorschriften des DCGK zum Aufsichtsrat, welcher die Unterneh-
mensführung und -kontrolle deutscher Unternehmen darstellen und verbes-
sern will. Zu untersuchen ist mithin, ob die bestehenden Mitbestimmungs-
gesetze den Grundsätzen guter Corporate Governance, wie sie der Kodex 
enthält, entsprechen. Gleichzeitig stellt sich allerdings die Frage, ob der 
DCGK dem Anspruch, Standards guter und verantwortungsvoller Unter-

                                                      
6 Auch zum Folgenden Bertelsmann/Böckler-Bericht, S. 17 (Hervorhebung im Origi-

nal). 
7 Ulmer, ZHR 166 (2002), 150, 180. 
8 Einen Überblick liefern z.B. der Mitbestimmungsbericht II, S. 14; der Bertelsmann/ 

Böckler-Bericht, S. 61 ff.; Sadowski/Junkes/Lindenthal, ZGR 2001, 110 und von Werder, 
AG 2004, 166, 167 f. 
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nehmensführung zu enthalten, tatsächlich stets gerecht wird. Zu untersu-
chen ist daher ferner, inwiefern die Vorschriften des DCGK das System 
der Unternehmensführung und -kontrolle, insbesondere die Arbeit im Auf-
sichtsrat, verbessern können. Im Ergebnis wird sich zeigen, dass einige 
Vorschriften des Kodex im Widerspruch zu den einschlägigen mitbestim-
mungsrechtlichen Regelungen stehen. Mitbestimmte Unternehmen können 
sie nur eingeschränkt befolgen. Weitere Vorschriften belegen, dass die 
Kodex-Kommission die Besonderheiten mitbestimmter Unternehmen sehr 
zurückhaltend dargestellt und geregelt hat (Mitbestimmungslücke des 
DCGK9). 

 III. Praktische Relevanz 
 
Die Bedeutung des DCGK in der täglichen Arbeit börsennotierter Unter-
nehmen ist nicht zu unterschätzen. Andererseits zeigt sich, dass in der Pra-
xis erhebliche Unsicherheiten bestehen. Vielfach ist für die Unternehmen 
zweifelhaft, wie sie mit den Vorschriften des Kodex, welche die Unter-
nehmensmitbestimmung, d.h. die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat, 
betreffen, de lege lata umgehen sollen. So stellt sich ihnen regelmäßig die 
Frage, ob die Regelungen zur diversity im Aufsichtsrat und zur Unabhän-
gigkeit der Mitglieder auch für die Arbeitnehmervertreter gelten sollen. 
Ferner wird z.B. in Ziffer 3.6 Abs. 1 DCGK die Möglichkeit getrennter 
Vorbesprechungen der Anteilseigner- und der Arbeitnehmervertreter dar-
gestellt. Fraglich ist, ob diese Vorschrift wirklich guter Corporate Gover-
nance entspricht oder ob den Unternehmen nicht geraten werden soll, die 
Norm nicht zu befolgen. Die vorliegende Arbeit will zum einen versuchen, 
die Anwendungsfragen zu klären. Hieran anknüpfend werden konkrete 
Vorschläge für die Überarbeitung des Kodex gemacht, die es mitbestimm-
ten Unternehmen erleichtern würden, die Vorschriften des Kodex zu befol-
gen. 

Ein zweiter Gesichtspunkt neben der Handhabe in der Praxis ist die Re-
formbedürftigkeit der Unternehmensmitbestimmung selbst. Der Kodex ist 
an die Regelungen der Mitbestimmungsgesetze gebunden, seine Empfeh-
lungen und Anregungen müssen sich im Rahmen des geltenden Rechts 
halten. Die Scheu der Kodex-Kommission einige Grundsätze guter Unter-
nehmensführung und -kontrolle im Kodex zu regeln und die an anderen 
Stellen entstehenden Friktionen verdeutlichen jedoch, dass es einer grund-
legenden Überprüfung der Unternehmensmitbestimmung in ihrer beste-
henden Form anhand der Grundsätze der Corporate Governance bedarf. 
                                                      

9 von Werder, AG 2004, 166; Windbichler, EBOR (6) 2005, 507, 511; von Werder/ 
Wieczorek, DB 2007, 297. 
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Auch zu dieser Überprüfung möchte die vorliegende Arbeit einen Beitrag 
leisten. 

 IV. Stand der bisherigen Forschung 
 
In der bisherigen Forschung wird die Mitbestimmungslücke des Kodex 
vereinzelt kritisiert.10 Die Kritik bleibt jedoch recht vage. Selbst im einzi-
gen Kommentar zum Kodex werden die Unternehmensmitbestimmung und 
ihre Berührungspunkte mit dem Kodex nicht näher behandelt. Nur Sünner 
benennt konkret einige Vorschriften des DCGK, in denen die Kodex-
Kommission die Unternehmensmitbestimmung nicht hinreichend berück-
sichtigt hat, und kritisiert dieses Vorgehen heftig.11 Eine separate und er-
schöpfende Untersuchung wurde der Frage allerdings bisher nicht gewid-
met. Da aber „die Mitbestimmung in keiner denkbaren Zukunft mehr etwas 
anderes [ist] als ein Element der einzelwirtschaftlichen Leitungs- und Ent-
scheidungsstruktur (,corporate governanceʻ) von am Markt operierenden, 
dem Wettbewerb ausgesetzten und gegeneinander um die beste Position 
konkurrierenden Unternehmen“12 erscheint es lohnenswert, sich mit der 
Mitbestimmungslücke des Kodex zu befassen. 

 V. Gang der Darstellung 
 
Den ersten Teil der Untersuchung bildet die Darstellung der Unterneh-
mensmitbestimmung. Neben ihrer geschichtlichen Entwicklung werden die 
verschiedenen Mitbestimmungsgesetze sowie ihre Umsetzung in der Praxis 
dargestellt. Dieser Teil soll verdeutlichen, wie sehr die Unternehmensmit-
bestimmung im deutschen Recht verwurzelt ist. Inwiefern ihre Zielsetzun-
gen eine Vertretung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat erfordern, wurde 
trotz der jahrzehntelangen intensiven Diskussion nicht erörtert. Hinsicht-
lich der Handhabung der Unternehmensmitbestimmung in der Praxis sticht 
vor allem die enge personelle Verknüpfung zwischen betrieblicher und 
unternehmerischer Mitbestimmung hervor, welche die Trennung der bei-
den Mitbestimmungsebenen in Frage stellt. Die Reformdiskussion der letz-
ten Jahre ist geprägt von Vorschlägen, welche die Unternehmensmitbe-
stimmung nicht grundsätzlich in Frage stellen. 

                                                      
10 von Werder, AG 2004, 166; Windbichler, EBOR (6) 2005, 507, 511; von Werder/ 

Wieczorek, DB 2007, 297. 
11 Sünner, AG 2012, 265, 266 ff. 
12 Bertelsmann/Böckler-Bericht, S. 31. 
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Im zweiten Teil werden die Grundlagen der Corporate Governance dar-
gestellt. Ziel ist es, einen Einblick in die ökonomische Analyse des Rechts 
allgemein und den Fokus der Corporate Governance, den principal-agent-
Konflikt, im Besonderen zu gewähren. Ein Schwerpunkt der Untersuchung 
ist ferner die Rolle, die den Arbeitnehmern als stakeholder der Unterneh-
men von den unterschiedlichen Rechtsordnungen zugedacht wird. Des 
Weiteren sollen die Entstehung des DCGK und seine Besonderheiten im 
Vergleich zu gesetzlichen Regelungen erörtert werden. Zu den Besonder-
heiten gehören neben seinen Zielsetzungen die verschiedenen Kategorien 
von Normen und, insbesondere für die Empfehlungen, der Kapitalmarkt als 
Durchsetzungsmechanismus in Verbindung mit dem comply or explain-
Prinzip des § 161 AktG. So unverbindlich wie vom Gesetzgeber vorgese-
hen ist der Kodex inzwischen nicht mehr, denn die Rechtsprechung des 
BGH birgt für die Unternehmen nicht unerhebliche Risiken. Ausführlich 
diskutiert wird schließlich die Rechtsnatur des DCGK, weil die Einord-
nung der Empfehlungen für ihr Verhältnis zu den Mitbestimmungsgesetz-
ten von Bedeutung ist.  

Der dritte Teil beschäftigt sich konkret mit den Regelungen des DCGK, 
die einen engen Bezug zur Unternehmensmitbestimmung haben. Dies be-
trifft nicht nur solche Normen, die sich ausdrücklich an mitbestimmte Un-
ternehmen richten. Weitere Normen berücksichtigen die Besonderheiten 
der Unternehmensmitbestimmung nicht, obwohl dies erforderlich gewesen 
wäre. Insgesamt entsteht so der Eindruck, die Kodex-Kommission habe die 
Unternehmensmitbestimmung eher verschweigen als darstellen wollen. Für 
einige Normen ergibt sich daher Änderungsbedarf, welcher näher darge-
stellt wird.  

Nicht ändern kann die Kodex-Kommission die Mitbestimmungsgesetze, 
obwohl erheblicher Reformbedarf besteht. Zuletzt wird daher erläutert, 
welche Gestalt die Reform der Unternehmensmitbestimmung haben könn-
te. Da sich einige der Friktionen nur lösen lassen, wenn die Vertretung der 
Arbeitnehmer nicht mehr im Aufsichtsrat platziert ist, sollte ein Konsulta-
tionsrat gebildet werden, der zu unternehmerischen Entscheidungen zu hö-
ren ist. 



 

 
 

Teil 2 

Die Unternehmensmitbestimmung 

 I. Einleitung 
I. Einleitung 

Kaum ein Thema wurde und wird in Deutschland seit vielen Jahren so 
kontrovers diskutiert wie die Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Besonders 
umstritten ist die Unternehmensmitbestimmung. Zeitweise war sie die 
„Lebensfrage der Nation“.1 Inzwischen hat sie allerdings an Bedeutung 
verloren; andere Themen wie etwa Corporate Governance rückten in den 
Vordergrund. Die Betroffenen (Unternehmen, Arbeitnehmer und Gewerk-
schaften) scheinen sich mit der Situation arrangiert zu haben.  

Im internationalen Vergleich ist das deutsche Recht einzigartig; zwar 
sehen einige europäische Rechtsordnungen (so z.B. die niederländische, 
österreichische und schwedische) die Vertretung der Arbeitnehmer in den 
Leitungsorgangen von Gesellschaften vor.2 Eine zwingende Besetzung mit 
ebenso vielen Arbeitnehmer- wie Anteilseignervertretern kennt allerdings 
nur das deutsche Recht (im Montan-Mitbestimmungsgesetz und im Mitbe-
stimmungsgesetz). Vor allem im anglo-amerikanischen Rechtskreis wird 
die Unternehmensmitbestimmung mit großer Skepsis gesehen. Im Hinblick 
auf die Internationalisierung der Produkt- und Kapitalmärkte und die stei-
gende Bedeutung internationaler, insbesondere anglo-amerikanischer In-
vestoren für deutsche Unternehmen wird sie daher von vielen als hinder-
lich angesehen. Sie sei nicht effizient, widerspreche somit guter Corporate 
Governance. Jedoch stand die Frage nach der Effizienz der Regelungen 
seit jeher nicht im Mittelpunkt der Diskussion. Wesentlich bedeutender 
waren soziopolitische Motive. 
 
1. Begriffsbestimmung 

Vorab gilt es zunächst zu klären, was die Begriffe der Unternehmensmitbe-
stimmung und der unternehmerischen Mitbestimmung, welche im Folgen-

                                                      
1 Wiedemann, Gesellschaftsrecht, S. 591. 
2 Einen kurzen Überblick enthält der Mitbestimmungsbericht II, Anhang 4. 
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den synonym verwendet werden,3 bedeuten. Art. 2 lit. k) Richtlinie 
2001/86/EG4 (SE-Richtlinie) versteht hierunter u.a. die Einflussnahme des 
Organs zur Vertretung der Arbeitnehmer und/oder der Arbeitnehmerver-
treter auf die Angelegenheiten einer Gesellschaft durch die Wahrnehmung 
des Rechts, einen Teil der Mitglieder des Aufsichts- oder des Verwaltungs-
organs der Gesellschaft zu wählen oder zu bestellen. Die Unternehmens-
mitbestimmung knüpft somit an die bereits bestehenden Organe der Ge-
sellschaft an und lässt Arbeitnehmervertreter als Mitglieder an den Ent-
scheidungen dieser Organe teilhaben. Anders als die betriebliche Mitbe-
stimmung durch den außerhalb der gesellschaftsrechtlichen Struktur ste-
henden Betriebsrat ist sie mithin unternehmensbezogen. Während die be-
triebliche Mitbestimmung überwiegend organisatorische Angelegenheiten 
des Betriebs betrifft, gewährt die Unternehmensmitbestimmung den Ar-
beitnehmern bzw. ihren Vertretern ein Mitbestimmungsrecht in den Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozessen in den Leitungsorganen, nach 
deutschem Recht im Aufsichtsrat und durch den Arbeitsdirektor im Vor-
stand. Betriebliche Mitbestimmung und Unternehmensmitbestimmung wir-
ken somit auf unterschiedlichen Ebenen, wobei es insbesondere hinsicht-
lich des Wirtschaftsausschusses (§§ 106 ff. BetrVG) und der Betriebsände-
rungen (§§ 111 ff. BetrVG) erhebliche Überschneidungen gibt. 
 
2. Gang der Darstellung 

In diesem ersten Kapitel sollen zuerst Entstehung und Entwicklung der 
Idee der Unternehmensmitbestimmung kurz erörtert werden (hierzu I.). 
Hier wird deutlich, dass die Arbeitsbeziehungen in Deutschland früh die 
Kooperation von Arbeitgeber und Arbeitnehmern betonten. So wurde 
Deutschland zu einem „internationalen Musterbeispiel eines stakeholder-
orientierten Systems“.5 Teil dieses Systems ist spätestens seit dem Ende 
                                                      

3 Es lässt sich durchaus argumentieren, dass die Begriffe nicht deckungsgleich sind. 
Der Begriff der Unternehmensmitbestimmung knüpft an die Beteiligung der Arbeitneh-
mer innerhalb der gesellschaftsrechtlichen Struktur an, während sich die unternehmeri-
sche Mitbestimmung am Inhalt der mitbestimmten Entscheidungen orientiert. Im Schrift-
tum werden die Begriffe dennoch synonym verwendet. 

4 Richtlinie 2001/86/EG v. 8. Oktober 2001 zur Ergänzung des Statuts der Europäi-
schen Gesellschaft hinsichtlich der Beteiligung der Arbeitnehmer, ABl. EG Nr. L 294 v. 
10.11.2001, S. 22. 

5 Schmidt in: Perspektiven der Corporate Governance, S. 31. Unter stakeholdern ver-
steht man „alle (Gruppen von) natürlichen Personen und Institutionen zu zählen, die auf 
der Grundlage unvollständiger Verträge Transaktionen mit dem Unternehmen durchfüh-
ren und aus diesem Grund ein (in weiterem Sinn) ökonomisches Interesse am Unterneh-
mensgeschehen haben“; von Werder in: Hdb. Corporate Governance, S. 3, 9. Hierzu ge-
hören Fremdkapitalgeber, Arbeitnehmer, das Management, die Lieferanten, die Kunden, 
die Allgemeinheit und die Anteilseigner. 
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des Zweiten Weltkriegs die Unternehmensmitbestimmung. Weiterhin wer-
den die bestehenden gesetzlichen Regelungen der Unternehmensmitbe-
stimmung (II.) und ihre praktische Handhabe (III.) dargestellt. 

Die weitest gehende Form der Unternehmensmitbestimmung ist die pa-
ritätische Besetzung des Aufsichtsrats nach dem Montan-Mitbestimmungs-
gesetz. Die Regelungen des Mitbestimmungsgesetzes bleiben dahinter zu-
rück; die Mitbestimmung wird wegen des doppelten Stimmrechts des Auf-
sichtsratsvorsitzenden (§ 29 Abs. 2 MitbestG) als quasi-paritätisch be-
zeichnet. Das Drittelbeteiligungsgesetz (früher Betriebsverfassungsgesetz 
1952) regelt die schwächste Form der Unternehmensmitbestimmung. Ein 
in sich schlüssiges und widerspruchsfreies System stellen die gesetzlichen 
Regelungen nicht dar; dies mag ihrem Wesen als politische Kompromisse 
geschuldet sein.  

Wie sich die Arbeit mitbestimmter Aufsichtsräte in der Praxis gestaltet, 
kann angesichts des Mangels an aktuellen Daten lediglich eingeschränkt 
dargestellt werden. Fest steht, dass die Anwesenheit der Arbeitnehmerver-
treter die Arbeit im Aufsichtsrat tatsächlich verändert hat (Stichwort Frak-
tionsbildung). Entscheidenden Einfluss auf unternehmenspolitische Ent-
scheidungen haben die Arbeitnehmervertreter nicht. Verbessert hat sich 
vor allem die Information der Beschäftigten. Schließlich soll ein kurzer 
Überblick über die Reformdiskussion und verschiedene Entwürfe zur Fort-
entwicklung der Mitbestimmung gegeben werden (IV). Angesichts des 
unbestreitbaren Reformbedarfs mangelt es nicht an Vorschlägen. Die Ent-
würfe sind im Einzelnen jedoch sehr verschieden. Einige, wie der des 
Kronberger Kreises, sind sehr radikal. Andere legen Wert darauf, dass ihre 
Vorschläge politisch realisierbar sind. Gemeinsam ist fast allen Vorschlä-
gen eine Befürwortung der Flexibilisierung der Unternehmensmitbestim-
mung durch Verhandlungslösungen. 

 II. Idee, Entstehung und Entwicklung 
II. Idee, Entstehung und Entwicklung 

„[…] Mitbestimmung im Aufsichtsrat war ein Irrtum der Geschichte“.6 Ob 
diese Bemerkung zutreffend ist, soll hier nicht erörtert werden. Jedoch hat 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen, sei es auf betrieb-
licher Ebene oder im Aufsichtsrat, eine lange Geschichte in Deutschland. 
Soziopolitische Motive, genannt seien hier die Menschenwürde (Art. 1 
Abs. 1 GG), Wirtschaftsdemokratie und die Kontrolle wirtschaftlicher 

                                                      
6 So Rogowski, damals Präsident des BDI, in einem Interview mit dem Stern, zitiert in 

„Ein Irrtum der Geschichte“, Stern v. 13.10.2004. 
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Macht, standen stets im Vordergrund.7 Schon früh entwickelte sich ein 
System der Arbeitsbeziehungen, das auf der Zusammenarbeit von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern in den Betrieben beruhte. In einem zweiten 
Schritt, begünstigt durch die notwendige Kooperation nach den Weltkrie-
gen, entwickelte sich die Mitbestimmung bei unternehmerischen Entschei-
dungen.8 Ihren Höhepunkt hatte die Entwicklung 1976, als das Mitbestim-
mungsgesetz mit dem Ziel der „gleichberechtigte[n] und gleichgewich-
tige[n] Teilnahme von Anteilseignern und Arbeitnehmern an den Entschei-
dungsprozessen im Unternehmen“, in Kraft trat.9 Inzwischen ist eine ge-
wisse Ernüchterung festzustellen, die allerdings bisher nicht in gesetzgebe-
rische Initiativen gemündet ist. 
 
1. Ideengeschichte (bis 1918) 

Die Geschichte der Unternehmensmitbestimmung beginnt nicht – anders 
als von ihren Kritikern gerne betont – als Initiative der Alliierten nach dem 
Zweiten Weltkrieg.10 Ihre Wurzeln hat sie vielmehr in der Industriellen 
Revolution, die Mitte des 19. Jahrhunderts begann. Zu dieser Zeit begann 
in Deutschland eine intensive rechtspolitische Debatte zur (noch bevorste-
henden) Industrialisierung und ihrer Folgen für die Menschen in den Fab-
riken.11 Die Lage in England konnte als Illustration dienen, wohin eine 
ungehemmte Entwicklung der Industrialisierung führen würde.12 Von Me-
vissen stellte fest, der verzögerte Beginn der Industriellen Revolution in 
Deutschland ermögliche es, „die Erfahrungen, die England und Frankreich 
im industriellen Leben gemacht haben, für sich“ zu nutzen. Die Theorie 
könne „hier – ein seltener Fall – der Praxis das Gesetz diktieren“.13 Die 
Entstehung einer solch verheerenden Lage wie in England sollte von vorn-
herein verhindert werden. Der erste, der eine Theorie über ein Mitbestim-
mungsrecht entwickelte, war von Mohl, Tübinger Staatsrechtler und Natio-
nalökonom.14 Er schlug vor, die Arbeiter an Kapital und Gewinn des Un-

                                                      
7 „It has become increasingly clear that, in order to understand a countryʼs laws about 

employment and industrial relations, it is necessary to set that system of labour law in the 
frame of its social origins and above all its labour movement“; Wedderburn of Charlton 
in: Employment Rights, S. 9. 

8 Vgl. Junker in: Bitburger Gespräche 2006, S. 71, 80. 
9 Regierungsentwurf v. 20.02.1974, BT-Drucks. 7/2172, S. 17. 
10 Dazu Schmidt in: Adenauer und seine Zeit, S. 45, 50 (“Es kann also keine Rede da-

von sein, daß die Mitbestimmung uns Deutschen von außen aufgezwungen worden wä-
re.“). 

11 Eine Darstellung der gesamten Ideengeschichte der Mitbestimmung findet sich bei 
Teuteberg, Geschichte. 

12 Stollreither, Mitbestimmung, S. 31. 
13 von Mevissen zitiert von Teuteberg, Geschichte, S. 2. 
14 Vgl. Teuteberg, Geschichte, S. 24 ff. 
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